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2. Stabilität und Wandel von Parteiensystemen und die Konfliktlinie zwischen Öffnung 
und Abgrenzung: Der theoretische Ansatz 
 
Simon Bornschier und Marc Helbling        (Endversion 25. Februar 2005) 
 
2.1 Einleitung 
Die starke Verankerung der Schweizer Parteien entlang historischer Konfliktlinien hat dafür 
gesorgt, dass sich die kantonalen Parteiensysteme lange Zeit durch eine ausserordentliche 
Stabilität ausgezeichnet haben. Der Klassengegensatz, der konfessionelle Konflikt und der 
Stadt-Land-Gegensatz haben dem Parteiensystem seine Struktur gegeben und dauerhafte 
Bindungen geschaffen zwischen sozialen Milieus und den politischen Parteien, die diese 
Milieus vertreten. Wenn solche Bindungen stark sind, bremsen sie den politischen Wandel 
und in dem Masse, wie die sozialen Milieus selbst stabil bleiben, ergeben sich keine starken 
Verschiebungen in der Parteienkonstellation. Seit den 1960er Jahren sind jedoch, wie in der 
Einleitung dieses Bandes angesprochen, erste Anzeichen eines Wandels in den Konfliktlinien 
festzustellen, die das System prägen.  
Der Aufstieg der SVP und ihre Verbreitung in der gesamten Schweiz haben inzwischen 
deutlich gezeigt, dass man heute nicht mehr von einem „festgefrorenen“ Parteiensystem 
sprechen kann, wie Lipset und Rokkan (1967) das noch bis in die 1960er Jahre beobachtet 
hatten. Lassen sich neue politische Gegensätze wie derjenige um das Verhältnis der Schweiz 
zu Europa nicht ohne Weiteres in die bestehenden Gegensätze einordnen, führt dies zu 
Spannungen in den traditionellen Bindungen zwischen Parteien und sozialen Milieus. Nicht 
mehr die soziale Position, sondern die Haltung der Wählerinnen und Wähler zu bestimmten 
Sachfragen kann dann für ihre Wahlentscheidung ausschlaggebend werden.  
Es gibt Theoretiker, die postulieren, dass die Bindungen zwischen Parteien und sozialen 
Milieus langfristig im Abnehmen begriffen sind und der beobachtete Wandel nachhaltig ist. 
Sie gehen davon aus, dass Faktoren wie beispielsweise die Haltung zu aktuellen Sachfragen 
oder persönliche Merkmale der zur Wahl stehenden Politiker dauerhaft an die Stelle sozialer 
Gruppenzugehörigkeiten getreten sind. Ebenso kann man jedoch argumentieren, dass gewisse 
neue politische Auseinandersetzungen das Potenzial haben, einen langfristigen Wandel der 
Konfliktstruktur herbeizuführen. Während sich traditionelle Bindungen lockern, bilden sich 
infolge neuer Konfliktlagen also neue Parteibindungen heraus. In diesem Kapitel stellen wir 
ein Modell vor, das Theorien der langfristigen Stabilität von Parteiensystemen mit solchen 
verbindet, die davon ausgehen, dass kurzfristigere Faktoren heute für die Wahlentscheidung 
wichtiger sind. Dieser Ansatz deckt die in der Wahlforschung gängigen Erklärungen ab, 
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bindet sie aber auch an makrohistorische Theorien der Formierung von Parteiensystemen an. 
Diese Kombination berücksichtigt die Möglichkeit, dass Phasen der Stabilität von 
Parteiensystemen und Phasen höherer Volatilität des Wahlverhaltens zyklisch aufeinander 
folgen.  
Zunächst einmal diskutieren wir die drei gängigen Erklärungsmodelle in der Wahlforschung, 
den Rational-Choice-Ansatz, den sozio-strukturellen und den sozio-psychologischen Ansatz. 
Im dritten Abschnitt benutzen wir dann das von Campbell u.a. (1960) entwickelte 
Kausaltrichtermodell, um den Einfluss der historischen Spaltungslinien mit der 
Parteiidentifikation, dem sachfragen- und dem kandidatenorientierten Wählen in Verbindung 
zu bringen. 
Im vierten Teil ergänzen wir dieses Modell um eine dynamische Komponente. Ausgehend 
von der weit verbreiteten Diagnose der langsamen Auflösung struktureller Bindungen und des 
zunehmenden Einflusses politisch-konjunktureller und situativer Faktoren auf Wahlentscheide 
stellen wir dar, wie neue politische Konflikte zu neuen Bindungen zwischen Wählern und 
Parteien führen können. In dem darauf folgenden Teil gehen wir konkret auf das Aufkommen 
der neuen Konfliktlinie zwischen politischer Öffnung und Abgrenzung ein. Während die eine 
Position eine politische und wirtschaftliche Öffnung befürwortet, tritt die andere für eine 
Bewahrung nationaler Traditionen und der nationalen Eigenständigkeit ein. Dieser Konflikt 
spiegelt auch zwei entgegengesetzte Konzeptionen von Gemeinschaft wider: Auf der einen 
Seite das universalistisch-multikulturelle, auf der anderen Seite das traditionalistisch-
kommunitaristische Modell. 
In dem Zeitraum, der in diesem Band betrachtet wird, hat sich die SVP auch in Kantonen 
etabliert, in denen sie bisher nicht oder kaum vertreten war. In der historisch-zyklischen 
Perspektive des Wandels von Parteiensystemen, die wir hier entwickeln, wird die Dynamik 
dieses Aufstieges ganz entscheidend von den unterschiedlichen Ausgangsbedingungen in den 
verschiedenen Kantonen geprägt sein, wie sie in der Einleitung bereits diskutiert worden sind. 
Im sechsten Abschnitt schneiden wir das Analyserepertoire noch spezifischer auf die 
Untersuchung kurzfristiger kantonaler Kontextfaktoren zu, die dazu beitragen können, den 
Aufstieg der SVP im Untersuchungszeitraum zu erklären. Wir konzentrieren uns dabei vor 
allem auf Aspekte der Konkurrenz zwischen der SVP und den übrigen Parteien im jeweiligen 
Parteiensystem, während die späteren kantonalen Kapitel auch Aspekten des Wahlkampfes 
besondere Beachtung schenken werden. 
Wenn wir in diesem Kapitel aus den verwendeten Theorien deshalb allgemeine Hypothesen 
zum Aufstieg der SVP zwischen 1995 und 2003 ableiten, postulieren wir nicht, dass die 
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Kantonale Entwicklung überall denselben Mechanismen folgt. Die folgenden Kapitel sollen 
vielmehr herausarbeiten, welche Erklärungen in dem jeweiligen Kanton bestätigt werden 
können und welche verworfen werden müssen.  
 
 
2.2 Die drei zentralen Erklärungsansätze in der Wahlforschung 
Die drei gängigsten Ansätze zur Erklärung des individuellen Wahlverhaltens sind der 
Rational-Choice-Ansatz, der sozio-strukturelle und der sozio-psychologische Ansatz. 
Während sich die beiden letzten gewinnbringend im Modell des Kausaltrichters verbinden 
lassen, gehen wir hier auf den Rational-Choice-Ansatz nur kurz ein, da seine Anwendung 
problematisch ist. Dieser Ansatz geht davon aus, dass Wähler hauptsächlich nutzenorientiert 
wählen (Downs 1968). Wahlentscheidungen werden als responsive bzw. retrospektive 
Handlungen betrachtet, bei denen Wähler die Leistungen von Politikern oder politischen 
Parteien in der Vergangenheit urteilen und/oder prospektive Handlungsvollmachten 
übertragen. Die verschiedenen Programme der Parteien werden abgewogen, und nach dem 
Prinzip der Nutzenmaximierung wird diejenige Partei gewählt, die der eigenen 
Bedürfniskonstellation am nächsten kommt.  
Dieser Ansatz wird dahingehend kritisiert, dass er von einem isolierten und von äusseren 
Einflüssen unabhängigen Wähler ausgeht. Es stellen sich zudem die Fragen, inwieweit 
Wähler überhaupt fähig sind, die genauen Kosten und Nutzen zu vergleichen und ob sie 
wirklich immer nur nutzenorientiert und nicht auch aus ideologischen Motiven wählen. 
Brooks u.a. (2003) schlagen vor, die verschiedenen Theorien der Wahlforschung unter einen 
breiteren Rahmen des Rational Choice zu stellen und die Grundannahme des rationalen 
Handelns als Meta-Theorie auszulegen. Dementsprechend dienen die verschiedenen Ansätze 
dazu, die unterschiedlichen Ursprünge der Präferenzen der Wähler zu spezifizieren. Während 
es zum Beispiel für gewisse Wähler von grösserem Nutzen ist Parteien zu wählen, welche die 
Interessen spezifischer Gruppen vertreten, ziehen es andere vor, solche mit bestimmten 
Positionen zu Sachthemen oder als Verfechter gewisser Grundwerte zu unterstützen. Durch 
eine solche Meta-Theorie ist der Rational-Choice-Ansatz zwar mit verschiedenen anderen 
Theorien vereinbar. Letztlich zeigt er jedoch nur auf, dass Wahlentscheide nicht auf Zufall 
oder irrationalen Handlungen beruhen. Spezifische theoretische Annahmen werden weder 
bestätigt noch verworfen, und es wird dem Forscher nicht ermöglicht, die ausschlaggebenden 
Faktoren für die Wahlentscheidung ausfindig zu machen. 
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Gemäss dem sozio-strukturellen Ansatz, der auf die Arbeiten von Paul F. Lazarsfeld und 
seinen Mitarbeitern zurückgeführt werden kann (Lazarsfeld u.a. 1948), ist der Mensch ein 
soziales Wesen und seine Entscheide weitgehend durch seine soziale Umwelt bestimmt. 
Gesellschaftliche Grundkonflikte, Klassenbindung, Milieuverhaftung, Gruppenmitgliedschaft 
bzw. soziale Hintergrundvariablen wie Schichtzugehörigkeit, Beruf, Konfession und Stadt-
Land-Unterschied lassen Wahlnormen erkennen und manifestieren sich im politischen 
Wahlverhalten. Der Ansatz von Lazarsfeld und seinen Mitarbeitern wird jedoch kritisiert zu 
stark deterministischer Natur zu sein und keine Erklärung von Abweichungen innerhalb 
bestimmter Gruppen zu ermöglichen. 
Demgegenüber erlaubt der sozio-psychologische Ansatz kurzfristige Abweichungen und 
Wechsel von Parteipräferenzen zu erklären. Für Campbell u.a. (1960) stellen Wahlen weniger 
Auseinandersetzungen über historische Grundkonflikte dar, sondern sind vielmehr durch 
aktuelle Probleme geprägt. Deswegen stehen für die Vertreter der sogenannten Michigan 
School hauptsächlich das Individuum und seine Haltung im Zentrum der Untersuchung. Im 
Gegensatz zu sozio-strukturellen Faktoren können sich persönliche Einstellungen über relativ 
kurze Zeit verändern und eignen sich somit besser zur Untersuchung von Wandel des 
Wahlverhaltens. Die Parteiidentifikation stellt das Herzstück der Theorie von Campbell u.a. 
(1960) dar, da sie in der Kausalkette relativ nahe an der eigentlichen Wahl steht und diese 
somit genau voraussagen kann. Kandidatenpräferenz und Sachfragenorientierung sind zwei 
weitere Faktoren, welche der Wahl direkt vorgelagert sind und ebenfalls einen grossen 
Einfluss auf den Wahlentscheid ausüben. Diese zwei Faktoren sind aber grösseren 
Veränderungen und Fluktuationen unterworfen als die Parteiidentifikation. Letztere stellt eine 
längerfristig stabile und affektive Bindung an eine Partei dar und wird weniger von 
kurzfristigen Einflüssen tangiert. Für Campbell und seine Mitarbeiter ist deshalb die 
Parteiidentifikation den Einstellungen zu Kandidaten und Sachfragen kausal vorgelagert.  
Campbell u.a. (1960) bauen ebenfalls sozio-strukturelle Einflüsse in ihre Theorie ein. Für sie 
kann die jeweilige Parteiidentifikation auf die Sozialisierung der Wähler zurückgeführt 
werden. Das soziale Umfeld hat jedoch keinen direkten Einfluss auf den Wahlentscheid, 
sondern ist der Variable der Parteiidentifikation vorgelagert. Letztere stellt sozusagen das 
Destillat eines Kausaltrichters dar, in welchen frühere Erfahrungen und politische 
Orientierungen einfliessen (Campbell u.a. 1960: 34). Objektive Umweltfaktoren sind dabei 
nicht deterministischer Natur, sondern haben über die subjektive Wahrnehmung der 
Individuen und vermittelt über ihre politischen Einstellungen einen Einfluss auf ihr Verhalten. 
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Das Modell von Campbell u.a. (1960) lässt sich als Kausaltrichter systematisieren und 
schematisch darstellen (siehe Graphik 2.1). Am breiten Ende des Trichters befinden sich die 
sozioökonomischen Bedingungen, gesellschaftlichen Strukturen und die historisch gebildeten 
Konfliktlinien. Diese Faktoren haben einen Einfluss auf die Bildung von Parteisystemen und 
die Werteorientierung der Wähler, was wiederum ihre Identifikation zu bestimmten Parteien 
beeinflusst. Am engen Ende des Trichters, der Parteiwahl direkt vorgelagert, stehen die 
Parteiidentifikation sowie die Kandidaten- und Sachfragenorientierungen. 
 
[ Graphik 2.1 ungefähr hier] 
 
Das Kausaltrichtermodell stellt der Wahlforschung ein nützliches heuristisches Instrument zur 
Verfügung zur Anordnung von unterschiedlichen den Wahlentscheid beeinflussenden 
Faktoren. Er erlaubt zwischen Variablen zu unterscheiden, welche sich auf die sozialen 
Strukturen auswirken, zeitlich und psychologisch jedoch weit von der zu erklärenden Variable 
entfernt sind und solchen, welche explizite politische und individuelle Überzeugungen 
darstellen und einen ziemlich direkten Einfluss ausüben. Tatsache ist jedoch, dass sich die 
Vertreter des sozio-psychologischen Ansatzes in ihrer Untersuchung sehr stark auf die 
Parteiidentifikation, die Kandidatenorientierung und die Einstellung zu politischen Sachfragen 
konzentrierten. Wie sie selber ausführen, besteht dabei die Gefahr, dass die Messung von 
Faktoren, welche dem zu erklärenden Wahlverhalten sehr nahe vorgelagert sind, von diesem 
selbst beeinflusst werden (Campbell u.a. 1960: 35). Van Deth (1986) kritisiert, dass die 
Ausblendung der weiten Öffnung des Kausaltrichters zu Trivialisierungen und quasi-
tautologischen Ergebnissen führen kann. Hinzu kommt, dass diese Faktoren kurzfristigen 
Schwankungen ausgesetzt sind und somit kaum längerfristige Wahlprognosen ermöglichen. 
 
 
2.3 Eine Verknüpfung der Erklärungsansätze zum individuellen Wahlverhalten anhand 
des Kausaltrichters 
Wir werden nun die verschiedenen Theorien zur Erklärung des Wahlverhaltens anhand ihrer 
Position im Kausaltrichter darstellen. Am weitesten entfernt von der Wahlentscheidungen 
liegen die sozio-strukturellen Merkmale der Wählerschaft, die im Zentrum des Ansatzes der 
politischen Spaltungsstrukturen stehen. Dieses Konzept wird deshalb als erstes dargestellt und 
dann mit der Herausbildung von Parteiidentitäten verbunden, die im Zentrum des sozio-
psychologischen Ansatzes stehen. Die zwei weiteren hier besprochenen Konzepte, das 
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sachfragen- und das kandidatenorientierte Wählen, befinden sich innerhalb des 
Kausaltrichters näher bei der Wahlentscheidung. 
 
Sozialstruktur und Parteiidentifikation 
An der weiten Öffnung des Kausaltrichters finden sich die sozio-strukturellen Merkmale der 
Wählerschaft, die einen Einfluss auf die Wahlentscheidung haben. Neben den Arbeiten von 
Lazarsfeld u.a. (1948) wird der sozialstrukturelle Ansatz vor allem mit der von Lipset und 
Rokkan (1967) entwickelten Theorie der Spaltungsstrukturen verbunden. Danach vermitteln 
Spaltungen zwischen Sozialstruktur und Parteienkonkurrenz. In ihrer Untersuchung der 
Herausbildung der europäischen Parteiensysteme haben die beiden Autoren ein Modell 
entwickelt, das erklären kann, wie sich gesellschaftliche Strukturen historisch in politischen 
Spaltungslinien niedergeschlagen haben. In Anlehnung an das Verständnis von Bartolini und 
Mair (1990) behalten wir hier den Begriff der Spaltungslinien solchen gesellschaftlichen 
Gegensätzen vor, die tatsächlich politisiert worden sind und dabei zur Formierung der 
modernen westeuropäischen Parteiensysteme geführt haben. Der Frage nach der möglichen 
Herausbildung neuer Spaltungen gehen wir im nächsten Abschnitt nach, der sich mit dem 
Konzept des Realignment und der politischen Umsetzung neuer Konfliktpotenziale 
beschäftigt. 
Gemäss dem klassischen Verständnis von Lipset und Rokkan (1967) sind Spaltungslinien 
strukturelle Gegensätze, die sich historisch infolge der nationalen und der industriellen 
Revolutionen herausgebildet haben. Diese Spaltungen haben in Westeuropa bis in die 20er 
Jahre des 20. Jahrhunderts zur Bildung der modernen Parteiensysteme geführt. Es handelt sich 
dabei um vier historische Spaltungen, die auf zwei Revolutionen zurückgehen: Die nationale 
Revolution führte zum Konflikt zwischen Kirche und Staat sowie zwischen Zentrum und 
Peripherie. Die industrielle Revolution hat einerseits zu einem Konflikt zwischen primärem 
und sekundärem Sektor der Ökonomie geführt und andererseits zu jenem zwischen 
Arbeitnehmern und Arbeitgebern. Wie Lipset und Rokkan ebenfalls festgehalten haben, 
spiegelten die Parteialternativen der 1960er Jahren von wenigen Ausnahmen abgesehen nach 
wie vor die Spaltungsstrukturen wider, die sich in den 1920er Jahren mit der vollen 
Mobilisierung der Wählerinnen und Wähler herausgebildet hatten und die danach 
„festgefroren“ waren. 
In ihrer theoretischen Weiterentwicklung dieser Theorie haben Bartolini und Mair (1990: 213-
220) eine Definition für Spaltungslinien geliefert, die inzwischen weitum akzeptiert ist. 
Danach muss ein gesellschaftlicher oder politischer Gegensatz drei Elemente umfassen, um 
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eine Spaltung auszumachen: (1) Ein sozialstrukturelles Element, das sich auf die tatsächliche 
Sozialstruktur bezieht; (2) ein Element der kollektiven Identität der betroffenen sozialen 
Gruppe, die aus ihrer Position in der Sozialstruktur erwächst; und (3) eine organisatorisches 
Element, d.h. die Mobilisierung des Gegensatzes durch eine politische Organisation.  
Während es bezüglich des Vorhandenseins der ersten drei von Lipset und Rokkan 
identifizierten Spaltungen grosse Unterschiede innerhalb von Westeuropa gibt, hat sich der 
Klassenkonflikt als historisch letzte Spaltung in sämtlichen Parteiensystemen 
niedergeschlagen. Seine Stärke und sein Charakter hat jedoch viel mit den drei älteren 
Spaltungen und den sich aus ihnen ergebenden Allianz- und Oppositionsstrukturen zu tun 
(Lipset und Rokkan 1967, Rokkan 2000: 277-412; Bartolini 2000: Kap. 8). Mit anderen 
Worten strukturieren die bestehenden Spaltungen neu aufkommende Konflikte, indem sie 
ihnen unterschiedlich viel „Raum“ lassen. Kriesi und Duyvendak (1995: 5-10) postulieren 
deshalb ein „Nullsummenverhältnis“ zwischen alten und neuen Spaltungen. Die oben 
aufgegriffene Definition von Bartolini und Mair macht deutlich, warum dem so ist: Etablierte 
Spaltungen umfassen kollektive Identitäten und Loyalitäten gegenüber politischen 
Organisationen, die neue Konflikte erst auflösen müssen, sollen sie zur Herausbildung einer 
neuen Spaltung führen.  
Diese Loyalitäten stecken hinter dem berühmten „Festfrieren“ der Parteialternativen, das 
Lipset und Rokkan beobachtet haben. Die beiden Autoren haben dies als „Verengung des 
Wählermarktes” für neue politische Parteien bezeichnet (Lipset und Rokkan 1990: 134-5). 
Nachdem allen wichtigen Bevölkerungsgruppen von den politischen Parteien mobilisiert 
worden waren und sich stabile Bindungen zwischen Wählergruppen und Parteien 
herausgebildet hatten, blieben neuen politischen Bewegungen wenig Chancen, den etablierten 
Parteien Stimmen streitig zu machen. Die Folge ist eine weitgehende Stabilität der 
Parteialternativen.  
Wie die Bindungen zwischen den Bevölkerungsgruppen und den politischen Parteien aufrecht 
erhalten bleiben, ist allerdings weder im ursprünglichen Lipset-Rokkan-Artikel, noch in 
späteren Analysen Rokkans eingehend analysiert worden (siehe Rokkan 2000). Es gibt 
deshalb verschiedene Interpretationen davon, was genau in den 1920er Jahren „festgefroren“ 
ist.1 Es ist zentral, dass Lipset und Rokkan (1990: 134) vom Einfrieren der hauptsächlichen 
Parteialternativen, nicht vom Einfrieren der Spaltungslinien selbst sprechen; sie halten 
vielmehr fest, dass „die Parteiensysteme der 1960er Jahre von wenigen, wenn auch 
                                                 
1 Mair (2001) bietet eine ausführliche Diskussion verschiedener Interpretationen der „Freezing-Hypothese“ und 
deren Implikationen. 
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bedeutsamen Ausnahmen abgesehen, die Spaltungsstrukturen der 1920er Jahre 
widerspiegeln“ (ebd., Hervorhebungen von uns). 
Entsprechend haben auch Sartori (1968) und Mair (2001) deutlich gemacht, dass es nicht die 
mit den historischen Spaltungen verbundenen Konflikte selbst sind, die “festgefroren” sind, 
sondern die Parteiensysteme, die sich durch die Spaltungen herausgebildet haben. Parteien 
spiegeln politisch relevante Zugehörigkeitsgefühle zu Klassen und religiösen Gemeinschaften 
nicht einfach wider, sondern tragen durch die politischen Konflikte, die sie mit den anderen 
Parteien austragen, selber dazu bei, diese Identitäten zu reproduzieren. Um dies zu verstehen, 
darf man Parteien nicht isoliert als Vertreterinnen bestimmter sozialer Segmente zu begreifen, 
sondern muss sie in ihrer Interaktion mit den übrigen Parteien betrachten – also als System. 
Dieser Ansatz geht auf Sartori zurück, der unter einem Parteiensystem ein System von 
Interaktionen versteht, das aus der Konkurrenz zwischen Parteien resultiert, und das gewisse 
Regelmässigkeiten aufweist (Sartori 1976: 44). Bestehen solche Regelmässigkeiten in der 
Struktur der politischen Konkurrenz, ist ein Parteiensystem in Sartoris Terminologie 
“strukturell konsolidiert”. Ein strukturell konsolidiertes Parteiensystem ist das, was Lipset und 
Rokkan mit dem „Festfrieren“ der Parteialternativen bezeichnen, und das eine Folge der 
Verengung des Wählermarktes ist.  
In der Folge werden neue Generationen von Wählerinnen und Wählern in die Konfliktstruktur 
des bestehenden Parteiensystems hinein sozialisiert. Die vom Parteiensystem 
widergespiegelte Konfliktstruktur trägt damit dazu bei, die kollektiven Identitäten, die mit den 
traditionellen Spaltungen verbunden sind, zu reproduzieren. So gibt es beispielsweise 
durchaus objektive Klassenpositionen; deren Mobilisierung setzt jedoch das subjektive Gefühl 
der Klassenzugehörigkeit voraus. Es ist erst die Mobilisierung durch eine politische Partei und 
deren Konkurrenzsituation in einem Parteiensystem, die diese politische Identitäten schaffen. 
So insistiert Sartori (1968) darauf, dass ein Parteiensystem eine intervenierende Variable 
zwischen dem Sozialen und dem Politischen darstellt. Das Parteiensystem perpetuiert die 
historischen Spaltungslinien auch jenseits der Konflikte, die dieses System einmal ins Leben 
gerufen haben. Bartolini und Mair (1990: 218) formulieren dazu den Mechanismus auf der 
Mikroebene: Spaltungen bieten Individuen bereits bestehende Alternativen für ihre sozialen 
Identitäten und ihre politische Integration an.  
Eine solche Interpretation von Spaltungslinien kann nun mit der Herausbildung von 
Parteiidentitäten verbunden werden. Campbell u.a. (1960: Kap. 7) haben in ihrer klassischen 
Studie vor allem die Rolle der frühen Sozialisierung durch Familie und soziales Milieu in der 
Reproduktion von Parteiloyalitäten betont. Das hier entwickelte Verständnis einer 
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Sozialisierung neuer Wählerinnen und Wähler durch die bestehende Konfliktstruktur legt 
nahe, dass sich Bindungen zwischen Wählergruppen und Parteien darüber hinaus im Zuge 
eines politischen Sozialisierungsprozesses entwickeln. Parteiidentitäten sind somit nicht direkt 
sozio-strukturell bestimmt – durch das Aufwachsen in einer spezifischen sozialen Klasse oder 
einem gesellschaftlichen Milieu – sondern bilden sich im Zusammenspiel mit den politischen 
Konflikten heraus, die das Parteiensystem prägen. Parteiidentitäten liegen in dieser 
Interpretation somit grundlegendere politische Identitäten zugrunde, die sich durch die 
Sozialisierung in einer bestimmten Konfliktstruktur herausgebildet haben.  
Diese Konfliktkonfiguration entspricht nur der Struktur nach den historischen Spaltungen. 
Der sachpolitische Inhalt dieser Spaltungslinien verändert sich, weil neue politische Probleme 
und Gegensätze laufend in die bestehende Konfiguration des Parteiensystems integriert 
werden. Aufgrund der etablierten Bindungen zwischen gesellschaftlichen Gruppen und 
Parteien zeichnen sich Parteiensysteme durch eine inhärente Trägheit aus, weshalb neue 
Konflikte eher in die bestehenden Spaltungsstrukturen integriert werden und diese allmählich 
verändern als dass es zur Herausbildung völlig neuer Spaltungen kommt. Eine neue Spaltung 
kann hingegen dann auftreten, wenn ein zentraler neuer Konflikt quer zu den etablierten 
Spaltungen führt und deshalb nicht im bestehenden Parteiensystem verarbeitet werden kann. 
Wie in der Einleitung zu diesem Buch schon ausgeführt wurde, bildete die Schweiz lange ein 
klassisches Beispiel für die Theorie von Lipset und Rokkan (1967) gemäss welcher die 
traditionelle Konfliktlinien eingefroren sind. Die relativ grosse Stabilität des Parteiensystems 
ist umso erstaunlicher, als die Schweiz eine Vielzahl von Parteien und unterschiedliche 
kantonale Parteiensysteme aufweist. Die SVP positioniert sich traditionell entlang der 
Spaltungslinie Stadt – Land. Mit ersten kantonalen Parteigründungen gegen Endes des ersten 
Weltkrieges, mit der nationalen Gründung 1936 und der Fusion mit den Bündner- und 
Glarner-Demokraten 1971 grenzte sich die Schweizerische Bauern-, Gewerbe- und 
Bürgerpartei (BGB) und spätere Schweizerische Volkspartei (SVP) von den zu 
industriefreundlichen Freisinnigen (FDP) ab und setzte sich vor allem in konfessionell 
gemischten Deutschschweizer Kantonen für die Interessen der Bauern und des Kleingewerbes 
ein. Der Aufschwung der SVP in der Schweiz könnte darauf hindeuten, dass die traditionelle 
Stadt-Land-Konfliktlinie an Bedeutung verloren hat und die SVP neue Wählerschichten 
anspricht. Es soll in den einzelnen empirischen Kapiteln überprüft werden, ob die SVP immer 
noch vor allem von ihrer traditionellen Wählerschaft gewählt wird oder zu einer Catch-All-
Partei tendiert und dabei Wähler in städtischen und katholischen Gebieten mobilisieren kann. 
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Auf die weitere Möglichkeit, dass die SVP heute entlang einer neuen Konfliktlinie 
mobilisiert, gehen wir später noch ein. 
 
Sachfragenorientiertes Wählen 
Nachdem wir die sozialstrukturellen Einflüsse diskutiert haben, bewegen wir uns nun im 
Kausaltrichter nach vorne an sein enges Ende und beschäftigen uns mit Faktoren, die der 
Parteiwahl direkt vorgelagert sind. Neben der Kandidatenorientierung hat gemäss Campbell 
u.a. (1960) vor allem die eigene Positionierung zu politischen Sachfragen einen kurzfristigen 
Einfluss auf die Wahlentscheide. Sachfragen spielen jedoch nur dann eine Rolle bei der 
Parteiwahl, wenn sie den Wählern gut bekannt sind, Probleme höchster Priorität ansprechen 
und stark polarisierend wirken (Kriesi und Sciarini 2003: 325; siehe auch Campbell u.a. 1960: 
170). Damit eine Sachfrage die Parteiwahl beeinflusst, muss die Person zudem überzeugt sein, 
dass eine bestimmte Partei ihren Standpunkt besonders gut vertritt (Campbell u.a. 1960: 169-
171).  
Die Wahl einer Partei in Bezug auf die Sachfragenorientierung kann anhand von zwei 
theoretischen Ansätzen erklärt werden (Kleinnijenhuis und De Ridder 1998: 415-419). Die 
Issue Ownership Theorie postuliert, dass Personen jene Partei wählen, welche für ihre 
wichtigsten Anliegen die besten Lösungen anbietet. Diese Theorie stammt aus der Forschung 
zu Parteiprogrammen, welche Beziehungen zwischen Parteifamilien und Gruppen von 
Sachfragen aufzeigt (Budge und Farlie 1983; Budge u.a. 1987). Parteien positionieren sich 
entlang bestimmter Konfliktlinien und beziehen Position zu unterschiedlichen Sachfragen. Sie 
dominieren oder „besitzen“ ein bestimmtes Thema, wenn ihnen in diesem Bereich besondere 
Sach- und Lösungskompetenz zugetraut wird (issue ownership). Politische Parteien versuchen 
dementsprechend, ihre Themen als wichtige Sachfragen darzustellen bzw. die Wähler davon 
zu überzeugen, dass sie die entsprechenden Probleme am besten lösen können. Hier spielt 
natürlich der Wahlkampf eine entscheidende Rolle und die Art und Weise, wie Positionen von 
den Parteien selber oder über die Medien vermittelt werden (Kleinnijenhuis und De Ridder 
1998). 
Die Issue Position Theorie geht davon aus, dass Personen ihre Haltung zu wichtigen 
Sachthemen mit denen der politischen Parteien vergleichen. Hinter der Issue Position Theorie 
steht eine Auseinandersetzung um das „Proximity“ und das „Directional-Modell“. Gemäss 
dem ersten Ansatz, welcher von einer Rational Choice Perspektive geprägt ist, ziehen Wähler 
jene Partei vor, deren Positionen möglichst nahe an den eigenen sind und somit die jeweiligen 
Interessen am besten vertritt (Downs 1957; Enelow und Hinich 1984). Vertreter des zweiten 
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Modells kritisieren dabei die Annahme, Wähler könnten ihre eigenen Positionen und 
diejenigen der Parteien genau festlegen. Zudem scheint es fragwürdig, ob alle Parteien anhand 
der gleichen Sachfrage eingestuft werden (Rabinowitz und MacDonald 1989; Rabinowitz, 
Listaug und MacDonald 1991). Rabinowitz und seine Mitarbeiter (1989, 1991) gehen 
vielmehr davon aus, dass Wähler im besten Fall sagen können, ob eine Partei für oder gegen 
eine bestimmte Sachfrage eintritt. Für den Wahlentscheid ist für sie nicht die absolute Nähe 
zwischen Wählenden und Parteien ausschlaggebend, sondern vielmehr die Richtung und die 
Intensität der Positionen. Sachfragen stellen für sie eine Auswahl zwischen zwei Alternativen 
dar, d.h. Wähler beziehen Stellung entweder für oder gegen eine bestimmte Vorlage. Sie 
entscheiden sich dann für diejenige Partei, welche die jeweiligen Positionen am klarsten 
vertritt. 
Sachfragenorientiertes Wählen wurde lange nur in den USA untersucht. Man kann sich 
deshalb fragen, ob Wähler in europäischen Wahlverhältnissen und in Multiparteiensystemen 
überhaupt sachfragenorientiert wählen oder ob dies hauptsächlich in Zweiparteiensystemen 
vorkommt, in welchen leichter zwischen den Positionen zweier Parteien unterschieden 
werden kann. Für die Schweiz stellt sich überdies die Frage, ob durch die 
direktdemokratischen Instrumente das Schweizer Stimmvolk bei Wahlen lediglich partei- und 
kandidatenorientiert entscheidet, da ja Referenden und Initiativen Gelegenheit bieten, 
Meinungen zu Sachfragen umzusetzen (Linder 1998). In verschiedenen Studien konnte 
nachgewiesen werden, dass Sachfragen bei Nationalratswahlen einen gewissen Stellenwert 
besitzen, auch wenn Parteipräferenzen immer noch eine grössere Bedeutung zukommt (Linder 
1998; Holzer und Linder 2003; Schloeth 1998; Kriesi und Sciarini 2003). Ob dies einem 
generellen Trend gleichkommt und die Wähler vermehrt sachfragenorientiert wählen, werden 
die Analysen der einzelnen Kantone zeigen. 
 
Kandidatenorientiertes Wählen 
Beim kandidatenorientierten Wählen treffen die Bürger ihre Entscheide auf Grund ihrer 
Ansichten zu einzelnen Parteivertretern. Wie oben schon ausgeführt wurde, befinden sich die 
Einstellungen zu Kandidaten ebenfalls dem Wahlentscheid direkt vorgelagert an der engen 
Öffnung des Kausalatrichters. Im Gegensatz zu sozialstrukturellen Faktoren oder zur 
Parteiidentifikation ist die Sympathie für und die Meinung über bestimmte Parteiexponenten 
grösseren Schwankungen unterworfen und kann somit zur Erklärung kurzfristiger Wechsel 
von Wahlentscheidungen beitragen (Campbell u.a. 1960). Die Theorie der Michigan School 
geht davon aus, dass die Kandidaten- sowie die Sachfragenorientierung durch die 
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Parteiidentifikation beeinflusst werden (Campbell u.a. 1960). Eine umgekehrte Kausalität 
sollte jedoch ebenfalls in Betracht gezogen werden. So kann eine positive oder negative 
Einstellung zu bestimmten Kandidaten das Bild der entsprechenden Parteien beeinflussen 
(Bürklin und Klein 1998: 62-63). Jackson (1975) hat ein Modell vorgeschlagen, dass einen 
wechselseitigen Einfluss zwischen Parteiidentifikation und der Wahrnehmung der politischen 
Standpunkte der Kandidaten und Parteien mit einbezieht. 
Nach Ohr (2000: 274-275) hilft die Berücksichtigung der Eigenschaften von politischen 
Kandidaten der Entscheidungsfindung bei Wahlen aus zwei Gründen: Erstens ist es für die 
Wähler leichter, die Kompetenzen einzelner Kandidaten einzuschätzen als die Positionen der 
jeweiligen Parteien. Die Kosten für einen Wahlentscheid sind somit tiefer, wenn sich die 
Bürger mehr an den Kandidaten und weniger an ihren Parteien orientieren (vgl. Downs 1957). 
Zweitens sind Ergebnisse in der Politik zu einem grossen Teil vom politischen 
Führungspersonal und ihren persönlichen Eigenschaften und Fähigkeiten geprägt. Ein 
politisch rationaler Wähler wird somit diese Qualitäten in seine Überlegungen für einen guten 
Entscheid einfliessen lassen. Wähler machen sich ihre Meinung über eine Partei z.T. über ihre 
Exponenten, was es oft schwierig macht, ein Bild einer Partei von der Wahrnehmung ihrer 
Vertreter zu unterscheiden. Dies vor allem dann, wenn einzelne Mitglieder die Politik der 
Partei entscheidend mitprägen. So hat zum Beispiel Tony Blair nicht nur den Namenswechsel 
zu New Labour veranlasst, sondern ebenfalls ihre politische Ausrichtung massgeblich 
beeinflusst, was sich eindeutig auf die Wählergunst auswirkte (Miller und Niemi 2002: 179). 
Inwiefern einzelne Kandidaten bei Wahlentscheiden wichtiger werden als die Parteien selber 
wird natürlich stark durch das Wahl- und Parteiensystem und die politischen Traditionen 
bestimmt (Linder 1998: 133-134). Wie stark die Bewertung von Kandidaten den 
Wahlentscheid beeinflusst, kann sich von Wahl zu Wahl verändern und hängt von der 
jeweiligen Konstellation von politischen Themen, den Siegeschancen konkurrierender Lager 
und anderem im Vorfeld einer Wahl ab (Ohr 2000). 
Obwohl die Kandidatenorientierung grösseren Schwankungen unterworfen ist, scheint sie bei 
Wahlentscheiden eine immer wichtigere Rolle zu spielen (Wattenberg 1991; Juhasz 2002). 
Die Entkoppelung von Parteien und ihrer vormaligen Stammwählerschaft hat zur Folge, dass 
sich die Bürger immer mehr an einzelnen Kandidaten und Sachfragen orientieren (Ohr 2000). 
Diese Tendenz wird begleitet von einer allgemeinen Zunahme der Personalisierung nicht nur 
der Wahlen, sondern der Politik überhaupt, was wiederum mit einer zunehmenden 
Mediatisierung der Wahlkämpfe einhergeht. Das Fernsehen, welches hauptsächlich über 
Bilder funktioniert bzw. diese zur Informationsübermittlung benötigt, rückt immer mehr ins 
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Zentrum der Informationsquelle der Wähler. Dies hat zur Folge, dass Einzelpersonen immer 
exponierter werden, da an ihnen Politik leichter dargestellt werden kann (Kepplinger 1984; 
Kepplinger u.a. 1994; Schmitt-Beck und Schrott 1994; Jung und Roth 1998).  
Wenn sich nun Wähler vermehrt an Kandidaten orientieren um einen Wahlentscheid zu 
treffen, so stellt sich die Frage, ob sie hauptsächlich ihre Sachkompetenz und/oder ihren 
Charakter in Betracht ziehen (Kepplinger u.a. 1994; Juhasz 2002). Geht man davon aus, dass 
Politiker die Interessen ihrer Anhängerschaft vertreten, so kann vermutet werden, dass die 
Wähler ihre Ansichten zur Sachkompetenz der Kandidaten zur wichtigsten Grundlage ihrer 
Entscheidungen machen. Kepplinger u.a. (1994) haben jedoch in ihrer Untersuchung zu den 
Bundestagswahlen 1990 aufgezeigt, dass sich Wähler praktisch unabhängig von der 
Schulbildung vor allem am Charakter der Kandidaten orientieren. Juhasz (2002) konnte 
zudem aufzeigen, dass auch weitgehend unveränderbare Eigenschaften wie Geschlecht, Alter 
und Herkunft der Politiker die Präferenzen der Wähler beeinflussen. Juhasz (2002: 188-189) 
erklärt die Bedeutsamkeit von Persönlichkeitsmerkmalen damit, dass diese grössere Stabilität 
aufweisen und eine bessere Prognose der zukünftigen Amtsführung erlauben als 
vordergründige Ankündigungen der Kandidaten zu politischen Sachthemen. Dabei muss man 
natürlich zwischen den wirklichen und den in den Medien dargestellten Eigenschaften eines 
Politikers unterscheiden. Mit der zunehmenden Bedeutung des Fernsehens spielt der 
vermittelte optische Eindruck von Kandidaten eine immer wichtigere Rolle bei der 
Entscheidungsfindung vor Wahlen (Kepplinger 1991; Juhasz 2002).  
Der Aspekt der äusseren Erscheinung gewinnt insofern an Bedeutung, als Parteiexponenten 
regelmässig im Fernsehen erscheinen und die Wahrnehmung von äusserlichen Merkmalen nur 
ein Minimum an politischem Interesse und Vorkenntnissen verlangt. Die Mediatisierung kann 
als Teil der „Amerikanisierung“ des Wahlkampfes gesehen werden. Darunter wird weniger 
eine ideologische Neuausrichtung verstanden als vielmehr eine technische Erneuerung der 
Wahlkampagnen (Swanson und Mancini 1996). Mit der zunehmenden Bedeutung von 
sachfragen- und kandidatenorientiertem Wählen und somit einer Zunahme von Wählern, 
deren Präferenzen grösseren Schwankungen unterworfen sind als früher, wird der Wahlkampf 
zu einem überaus zentralen Instrument um Stimmen zu gewinnen (Iyengar und Simon 2000). 
Bei der zunehmenden Personalisierung der Wahlen und Bedeutung von persönlichen 
Eigenschaften von Politikern wird auch das Charisma der Kandidaten zu einem wichtigen 
Einflussfaktor in der Politik im Allgemeinen und bei Wahlen im Besonderen (Lubbers u.a. 
2002: 351-352). Vor allem in Zeiten grosser Veränderungen und Unsicherheit suchen die 
Bürger nach durchsetzungskräftigen Führungspersonen. Dominant auftretende Politiker 
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stossen dabei vor allem bei Bürgern mit niedrigem Selbstbewusstsein auf Zustimmung 
(Dooren 1994; Juhasz 2002: 189). 
Für die Schweizer Politlandschaft ist – zumindest bis heute – kennzeichnend, dass sie wenig 
auf Personen bezogen ist. Es finden sich in der Schweiz dementsprechend und vor allem im 
Vergleich zu ihren Nachbarländern kaum charismatische Parteiexponenten. Eine Ausnahme 
ist sicherlich der landesweit bekannte Christoph Blocher, ehemaliger Parteipräsident der 
Zürcher SVP, langjähriger Nationalrat und seit Ende 2003 Bundesrat. Wie kaum ein anderer 
Politiker personifiziert er nicht nur die SVP, sondern auch ihren Aufstieg und politischen 
Wandel der letzten Jahren. In Anlehnung an die in diesem Kapitel gemachten Ausführungen 
soll überprüft werden, ob Wähler, welche Christoph Blocher Sympathie entgegenbringen mit 
einer höheren Wahrscheinlichkeit SVP wählen. 
 
 
2.4 Dealignment, Realignment und die Verarbeitung neuer Konflikte 
Neue und alte Sachfragen 
Nach Dalton (2002) haben längerfristige Einstellungen, die auf sozialen Klassen, 
traditionellen Spaltungsstrukturen oder Parteiidentifikationen beruhen, immer weniger einen 
Einfluss bei der Parteiwahl (siehe auch Dalton und Wattenberg 2000). Wähler orientieren sich 
heute stärker an den Positionen der Parteien zu bestimmten Sachfragen. So hat zum Beispiel 
Franklin (1985) aufgezeigt, dass in Grossbritannien der Effekt von längerfristig stabilen 
Faktoren abgenommen hat und durch den zunehmenden Einfluss von 
Sachfragenorientierungen ausgeglichen wurde. Alvarez u.a. (2000) vertreten die Auffassung, 
dass man sich gar nicht mehr die Frage stellen muss, ob Sachfragen eine Rolle spielen, 
sondern vielmehr untersucht werden soll, in welchem Masse und bei welchen Wahlen sie zur 
Geltung kommen.  
Dalton (2002: 202) unterscheidet zwischen alten und neuen Sachfragen. Zum einen üben seit 
langem bestehende sozioökonomische Sachfragen wie zum Beispiel soziale Ungerechtigkeit 
oder wirtschaftlicher Wohlstand unabhängig von der sozialen Stellung der Wählenden immer 
noch einen Einfluss auf die Parteiwahl aus. Zum anderen spielen die sogenannten post-
materiellen Wertedebatten, welche in den letzten Jahrzehnten auf der politischen Agenda 
hochentwickelter Industriestaaten erschienen sind, eine immer grössere Rolle. Solche 
Sachfragen, die auch als „neue Politik“ bezeichnet werden, führen dabei insofern zur 
Abschwächung von traditionellen sozialen Bindungen, als diese sich mit alten Konfliktlinien 
überschneiden. So können zum Beispiel Umweltschutz und Frauenrechte für Wähler aus 
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verschiedenen sozialen Schichten zu einem wichtigen Thema werden. Zudem mobilisieren 
solche Sachfragen vor allem soziale Gruppen, welche kaum entlang der traditionellen 
Konfliktstrukturen integriert sind und noch keine klare politische Identität besitzen. 
Der Wertewandel und das Aufkommen neuer Sachfragen haben unter anderem zur Folge, 
dass sich neue politische Allianzen zwischen sozialen Gruppen und Interessensvereinigungen 
bilden und alte Parteien sich neu ausrichten. Wie das Beispiel der Grünen zeigt, führt diese 
Entwicklung sogar zur Gründung neuer Parteien. Gleichzeitig hat sich gezeigt, dass alte 
Sachfragen, welche auf traditionelle Konfliktlinien zurückgeführt werden können, immer 
noch einen grossen Einfluss auf die Wahlentscheide ausüben. Obwohl längerfristig soziale 
Strukturen bei Wahlentscheidungen eine untergeordnete Rolle zu spielen scheinen, sind die 
traditionellen gesellschaftlichen Auseinandersetzungen immer noch in den Köpfen der Bürger 
verankert (Dalton 2002: 203-204). 
Bei Sachfragen, die auf traditionelle Konfliktlinien zurückgeführt werden können, ist es für 
den Wähler einfacher, unterschiedliche Positionen den entsprechenden Parteien zuzuordnen. 
Sozialdemokratische Parteien können leicht als Verfechter für die Erhöhung von kleinen 
Einkommen oder Liberale Partien als Vertreter für einen Abbau der Staatsausgaben erkannt 
werden. Bei neueren Themen und Problembereichen stellt sich die Zuordnung etwas 
schwieriger dar. Parteien müssen zuerst Position zu neuen Sachfragen beziehen und die 
Wähler von ihren Lösungsvorschlägen überzeugen. Politische Öffnung und Globalisierung 
sind zum Beispiel Sachfragen, zu denen die Parteien zuerst Stellung beziehen mussten. Dies 
kann dann zu Problemen führen, wenn solche Themen nicht mit traditionellen Sachfragen 
vereinbar sind, was zu Polarisierungen innerhalb einer Partei führen kann.  
In der Schweiz beeinflussen die Sachfragen zur EU-Politik und zu Ausländergesetzen vor 
allem die Wahl der SVP und der SP (Kriesi und Sciarini 2003). Die SVP positioniert sich als 
einzige grössere Partei in der Nähe der Wählerschaft, welche gegen eine politische Öffnung 
der Schweiz ist. Ähnlich verhält es sich mit Ausländerfragen. Auch hier positioniert sich die 
SVP abseits von den anderen grossen Parteien und spricht somit die Wähler an, welche eine 
restriktivere Ausländerpolitik wünschen. Wie erfolgreich sie dabei ist bzw. wie stark sich die 
Orientierung der Wähler zu diesen Themen auf die SVP-Wahlwahrscheinlichkeit auswirkt, 
sollen die Individualdatenanalysen in den verschiedenen Kantonen zeigen. Dabei soll neben 
der neuen Sachfrage der politischen Öffnung und der Chancengleichheit für Ausländer 
ebenfalls der Einfluss der Einstellung zur alten Verteilungsfrage untersucht werden. 
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Eine dynamische Interpretation des Kausaltrichters 
Neben dem Einfluss neuer Sachfragen auf die Wahlerfolge einzelner Parteien stellt sich die 
Frage, wie sich die neuen Gegensätze auf das Parteiensystem und auf die langfristige 
Entwicklung der Politik auswirkt. Wie wir weiter oben ausgeführt haben, können neue 
Konfliktpotenziale entweder zu neuen strukturellen Gegensätzen oder Spaltungen führen, 
oder in die bestehende Konfliktstruktur integriert werden. Beides sind allerdings aufgrund 
bestehender Gruppenloyalitäten und Parteibindungen in der Regel langsame Prozesse. 
Werden neue Gegensätze von den etablierten Parteien aufgenommen, verändert sich die 
bestehende Spaltungsstruktur und die etablierten Spaltungen werden transformiert. Während 
sich alte Beziehungen zwischen sozialen Gruppen und politischen Parteien in einem Prozess 
des Dealignment lockern, bilden sich zur gleichen Zeit in einem Prozess von Realignment 
neue Bindungen zwischen WählerInnen und Parteien. 
Die Perspektive der politischen Spaltungslinien hat einen sehr langfristigen Charakter, wie die 
Arbeiten von Lipset und Rokkan deutlich machen. Hingegen ist das Konzept des politischen 
Realignments geeignet, mittelfristige Veränderungen in politischen Konfliktstrukturen zu 
untersuchen. Während die klassische Formulierung des Konzeptes, wie sie in den USA 
zwischen den 1950er und den 1970er Jahren entwickelt wurde (siehe Mayhew 2000 für einen 
Überblick), einem etwas anderen Verständnis von Spaltungslinien folgt als dem, das wir hier 
entwickelt haben, stellen die Neuformulierungen von Dalton, Flanagan und Beck (1984) 
sowie Martin (2000) nützliche Konzepte zur Erforschung politischer Veränderungen seit den 
1970er Jahren dar. Martin (2000: 84-86, 422-427) unterscheidet drei Niveaus der Entwicklung 
der Parteikonkurrenz, der wir hier grob folgen: 
(1) Theorie der Spaltungsstrukturen. Auf dem obersten Niveau wird der Zusammenhang 
zwischen Parteiensystemen und der langfristigen Entwicklung der gesellschaftlichen Struktur 
untersucht. Dies ist der Fokus der Theorie der Spaltungslinien, die sich infolge grosser 
historischer Zäsuren herausbilden. Historisch waren das die nationalen und industriellen 
Revolutionen, in jüngerer Zeit könnten sich hier die Bildungsrevolution und die 
Globalisierung einreihen, die zu einem Konflikt führt zwischen Menschen, die den Prozess 
der „Entgrenzung“ oder der Öffnung von Grenzen begrüssen und solchen, die ihn ablehnen. 
(2) Realignment-Theorie. Diese zuletzt genannten möglichen Entwicklungen schlagen 
jedoch nicht unmittelbar auf die Parteiensysteme durch. Diese zeichnen sich durch eine 
inhärente Trägheit aus – bedingt durch das „Festfrieren“ entlang der Spaltungen, die es 
historisch geschaffen haben. Parteiensysteme passen sich deshalb oftmals nicht kontinuierlich 
an sich abschwächende historische oder neu aufkommende Konfliktstrukturen an, sondern in 
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relativ eruptiven Wandlungsprozessen. Diese Perioden, die sich an einigen „kritischen 
Wahlen“ festmachen lassen, stehen im Zentrum der Theorie des politischen Realignment. 
(3) Kurzfristige politische Entwicklung. Auf dem untersten Niveau steht das politische 
Tagesgeschäft, was aber auch die Ebene darstellt, auf der scheinbar einschneidende Ereignisse 
wie Korruptionsskandale und Wirtschaftskrisen auf die Politik einwirken, die aber nur selten 
zu Veränderungen auf den beiden höheren Niveaus führen. 
 
Martin (2000) verknüpft explizit das Erklärungsniveau der mittelfristigen Realignment-
Prozesse mit der langfristigen Entwicklung der historischen Spaltungsstrukturen: Ein 
Dealignment, also eine schwächere Verankerung der etablierten Konfliktstruktur im Elektorat, 
ist eine Voraussetzung für ein Realignment. Diese schwächere Verankerung kann zwei 
Ursachen haben: 
(a) Sie kann zum einen damit zusammenhängen, dass Modernisierungsprozesse zu 
langfristigen Veränderungen in der Stärke sozialer Gruppen geführt haben. So kann das 
Schrumpfen der traditionellen Arbeiterklasse oder die religiöse Säkularisierung 
sozialdemokratische oder christdemokratische Parteien ihrer loyalen Stammwählerschaft 
berauben. Ein Parteiensystem, das hauptsächlich diesen Konflikt widerspiegelt, wird deshalb 
in der Wählerschaft immer schwächer verankert sein. In diesem Fall spricht man von einem 
strukturellen Dealignment oder einer durch strukturelle Veränderungen bedingen 
schwächeren Verankerung des Parteiensystems in der Wählerschaft. 
(b) Es kann jedoch auch sein, dass eine bestimmte soziale Gruppe nicht kleiner geworden ist, 
sondern dass sich ihre traditionelle Bindung an eine politische Partei gelockert hat. 
Beispielsweise kann es sein, dass die Bedeutung des konfessionellen Konflikts durch den 
gesellschaftlichen Säkularisierungsprozess nachgelassen hat und dass in der Folge die 
Konfession oder die Religiosität für die Wahlentscheidung weniger wichtig geworden ist. 
Wenn eine soziale Gruppe tatsächlich ihr Wahlverhalten ändert, sich also ihre Bindung an 
eine bestimmte politische Partei lockert, spricht man von „behavioral“ Dealignment. Dies 
bezeichnet eine schwächere Verankerung des Parteiensystems in der Wählerschaft, die darauf 
zurückzuführen ist, dass die Konfliktstruktur, die das Parteinsystem widerspiegelt, für die 
Wählerinnen und Wähler weniger relevant geworden ist. In der Realität sind häufig beide 
Prozesse gleichzeitig wirksam, doch ist es nicht nur analytisch, sondern auch empirisch 
möglich, sie zu trennen (siehe Lachat 2004). 
Beide Prozesse des Dealignment können sozusagen ein Fenster für die Anpassung an (latente) 
neue Konflikte öffnen. Ein solches Fenster ist Bedingung für einen Anpassungsprozess, weil 
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ein Parteiensystem gemäss der Realignment-Theorie wie auch gemäss der Theorie der 
Spaltungslinien in „normalen Phasen“ neue Konflikte, die nicht in die bestehende 
Konfliktstruktur passen, nicht repräsentieren wird. In Schattschneiders (1975: Kap. 4) 
berühmten Worten hat jede Form der politischen Organisation einen Bias zur Mobilisierung 
und Verarbeitung bestimmter Konflikte und zur Unterdrückung anderer. Konflikte, die quer 
zu den etablierten Spaltungslinien verlaufen, werden, wie sich Schattschneider ausdrückt, aus 
der Parteienpolitik „herausorganisiert“. 
Dies ändert sich, wenn die traditionellen Spaltungslinien an Relevanz verloren haben und der 
Weg frei ist für einen Realignment-Prozess. Martin (2000: Kap. 12) unterscheidet zwei Arten 
von Wahlen innerhalb eines Realignment-Prozesses: Die einen (i) verursachen einen Bruch 
und eröffnen die Periode der Anpassung des Systems. Das Parteiensystem kann nicht auf 
einen „politischen Schock“ reagieren, weil es die aktuellen gesellschaftlichen Konflikte nicht 
mehr angemessen widerspiegelt und die neuen Konflikte unvereinbar sind mit der 
bestehenden Konfliktstruktur. Kommt es so weit, findet (ii) eine Neukonfiguration der 
Bindungen zwischen Wählergruppen und Parteien führt – eine solche Wahl beschliesst nach 
Martin (2000) den Prozess.  
Die Realignment-Theorie schlägt hier insofern eine Brücke zur Tradition der Michigan-
Schule, als sie die zentrale Rolle der Parteiidentifikation in Zeiten der „normalen Politik“ 
zwar anerkennt, jedoch argumentiert, diese könne in Phasen der Neuorientierung der 
Wählerschaft vorübergehend in den Hintergrund gedrängt werden. Während des 
Realignment-Prozesses spielen politische Sachfragen und Kandidatenevaluierungen eine 
zentrale Rolle in der Wahlentscheidung. In der Folge entwickeln sich neue Parteibindungen – 
es gibt also einen „Feedback-Effekt“, in dem Sachfragenpräferenzen, die nicht mit der 
angestammten Parteiidentifikation übereinstimmen, in der Lage sind, zumindest mittel- oder 
langfristig zur Bindung an eine andere Partei zu führen (Hofer, Krömler und Seeli 2003). 
Somit geht gemäss der Realignment-Theorie dem Wandel der Parteiidentifikation eine 
Veränderung des Wahlverhaltens voraus (Martin 2000: 65-67). 
Allerdings muss nicht auf jedes Dealignment auch ein Realignment folgen: Ein Realignment 
findet nur dann statt, wenn es tatsächlich neue Konfliktpotenziale und damit neue 
gesellschaftliche Konfliktlinien gibt, die im bisherigen Parteiensystem nicht verarbeitet 
werden können.2 In der Regel werden neue Konflikte nämlich in die bestehenden 
Spaltungsstrukturen integriert und tendieren dazu, diese zu verstärken. Oder die 
                                                 
2 Wir lassen die Hypothese eines funktionalen Dealignment, die impliziert, dass Parteien im politischen Prozess 
dauerhaft an Relevanz verloren haben, weil andere Formen der Interessenrepräsentation und der politischen 
Partizipation ihre Aufgabe übernommen haben,  hier aussen vor. Siehe dazu Flanagan und Dalton (1990: 239ff.). 
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Abschwächung der Bindungen zwischen WählerInnen und Parteien führt wie bereits erwähnt 
(Dalton 2002) dazu, dass sachfragenorientiertes Wählen wichtiger wird. 
Es herrscht Uneinigkeit darüber, welche Strukturierungskraft die traditionellen, von Lipset 
und Rokkan identifizierten Spaltungslinien heute noch haben. Diese Uneinigkeit hat 
konzeptionelle Hintergründe, wie hier kurz anhand der Klassenspaltung verdeutlicht wird 
(Bornschier 2005). Es gibt zwei Interpretationen davon, was mit dieser Spaltung bezeichnet 
wird. Versteht man darunter den Gegensatz zwischen der Arbeiterklasse und den Mittel- und 
Oberklassen, dann hat die Stärke dieses Gegensatzes eindeutig nachgelassen, wie die 
Untersuchung von Franklin u.a. (1992) zeigt. Versteht man unter der Klassenspaltung 
hingegen allgemeiner, dass es einen Zusammenhang zwischen Klassenposition und 
Wahlpräferenzen gibt, auch wenn dieser Gegensatz heute andere soziale Gruppen 
voneinander trennt als vor einigen Jahrzehnten, so gelangt man zu einer anderen 
Schlussfolgerung. Mit differenzierteren Klassenschemata und feineren Analysemethoden lässt 
sich aufzeigen, dass sich der Zusammenhang zwischen Klassenposition und Wahlpräferenzen 
nicht generell abgeschwächt hat (siehe die Beiträge in Evans 1999, sowie Elff 2002, Lachat 
2004).  
Nimmt man die beiden Interpretationen zusammen, lässt sich festhalten, dass die 
Strukturierungskraft der traditionellen Klassenspaltung zwar nachgelassen hat, dass an ihre 
Stelle jedoch ein differenzierterer Gegensatz getreten ist. Da in diesen Untersuchungen der 
neue Gegensatz meist nur sozio-strukturell definiert wird, besteht die Schwierigkeit darin, 
genau zu benennen, welcher politische Konflikt diesen sozio-strukturellen Regelmässigkeiten 
im Wahlverhalten zugrunde liegt. Franklin (2002) als Vertreter der ersten oben erläuterten 
Herangehensweise, der an den Kategorien des alten Klassengegensatzes festhält, wirft den 
Vertretern des zweiten Ansatzes vor, die Frage zu vernachlässigen, welcher politische 
Konflikt dem sozial strukturierten Wahlverhalten eigentlich zugrunde liegt. Ähnlich kritisiert 
Peter Mair (Mair u.a. 1999: 309) die Ergebnisse in dem Band von Evans (1999) dahingehend, 
dass sie sich zwar mit klassenbasiertem Wahlverhalten beschäftigten, aber keinerlei Aussagen 
über Klassen-Politik machen könnten. 
In einer einflussreichen Position postuliert Kitschelt (1994; 2001), dass es die in den 1970er 
Jahren aufgekommenen Wertegegensätze gewesen sind, die die Klassenspaltung transformiert 
haben. Sein Ausgangspunkt sind nicht die sozio-strukturellen Charakteristika der 
Wählerschaft, sondern politische Inhalte, nämlich der Gegensatz zwischen libertären und 
autoritären Werten. Es gibt bisher nur wenige Studien, die eine solche inhaltliche 
Bestimmung des Parteienwettbewerbs mit einer Erforschung ihrer strukturellen Basis 
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verbunden haben. Kriesi (1998) verfolgt eine solche Strategie, wenn er an den von Kitschelt 
postulierten Wertegegensatz anknüpft und dessen strukturelle Basis zu ergründen sucht. 
Mittels einer Differenzierung innerhalb der „neuen Mittelklasse“ kann er aufzeigen, dass 
Wertepräferenzen zwar durchaus eine wichtige Rolle bei der Wahlentscheidung spielen, diese 
jedoch zumindest zum Teil nach wie vor eine strukturelle Basis haben. 
An diesem Punkt möchten wir in diesem Band anknüpfen und in der empirischen Analyse 
drei Elemente verbinden: die sozio-strukturellen Merkmale der Wählerinnen und Wähler, ihre 
inhaltlichen Präferenzen zu politischen Sachfrage, sowie den politischen Kontext der beiden 
untersuchten Wahlen. Wir postulieren dabei einen veränderten Links-Rechts-Gegensatz, der 
wie bei Kitschelt sowohl einen ökonomischen, als auch einen kulturellen Aspekt hat. 
Gleichzeitig argumentieren wir, dass Prozesse der nationalstaatlichen Entgrenzung die von 
Kitschelt postulierte Konfliktlinie zwischen links-libertären und rechts-autoritären politischen 




2.5 Die Konfliktlinie zwischen Öffnung und Abgrenzung 
Seit den 1970er Jahren ist der klassische Links-Rechts-Gegensatz in den Ländern 
Westeuropas durch das Aufkommen eines Konfliktes zwischen libertären und autoritären oder 
traditionalistischen Werten transformiert worden (Kitschelt 1994). Gleichzeitig haben 
Kitschelt und McGann (1995; 2001) gezeigt, dass wirtschaftliche Modernisierungsprozesse 
neue politische Potenziale geschaffen haben. Ähnlich hat Esping-Andersen (1999) 
argumentiert, dass die Spaltung zwischen „Gewinnern“ und „Verlierern“ der wirtschaftlichen 
Modernisierung zu neuen sozialen Gegensätze führt, die nicht unbedingt denjenigen 
entsprechen, die den traditionellen Klassenkonflikt ausmachen. 
Gemäss Kitschelt und McGann (1995) gibt es eine „siegreiche Formel“ für rechts-radikale 
Parteien, die aus einer Kombination von Ethnozentrismus und neoliberalen Forderungen 
besteht und es diesen Parteien erlaubt, sowohl Modernisierungsverlierer, auch als Teile der 
unteren Mittelklasse anzusprechen. Daneben gibt es noch zwei weitere Varianten rechts-
radikaler Parteien, die beiden Autoren haben jedoch in einer späteren Studie festgestellt 
(Kitschelt und McGann 2003), dass die Schweizer SVP dem besonders erfolgreichen Typ 
einer rechts-autoritären Partei entspricht. Diese ist in der Lage, zwei unterschiedliche 
Potenzial zu mobilisieren. 
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Das eine Potenzial besteht dabei aus sozialen Segmenten, die Schwierigkeiten haben, auf dem 
Arbeitsmarkt zu konkurrieren und sich zunehmend von den sozialdemokratischen Parteien 
abwenden. Sie unterstützen den Autoren zufolge rechts-extreme Parteien, weil sie für 
ausländerfeindliche Diskurse und autoritäre politische Lösungen empfänglich sind. Das 
zweite Potenzial besteht aus dem Kleinbürgertum, das schon Lipset (1960: Kap. 5) als Basis 
für den Extremismus der gesellschaftlichen Mitte bezeichnet hatte. Gemäss Kitschelt und 
McGann (1995: 10) unterstützen kleine Selbständige, Ladenbesitzer und Bauern die autoritäre 
Rechte, weil sie gegen den redistributiven Wohlfahrtsstaat eingestellt sind. Ihr niedriges 
Bildungsniveau macht sie ausserdem für partikularistisch-autoritäre politische Lösungen 
empfänglich. Dieses Segment wird also eher durch die neoliberalen als durch die 
ethnozentristischen Forderungen angesprochen, die dieser Parteityp vertritt. 
Parallel zu diesen Veränderungen stellt die wirtschaftliche und kulturelle Globalisierung einen 
weiteren Strukturbruch dar, von dem wir annehmen können, dass er die Parteienkonkurrenz in 
westlichen Demokratien verändert (siehe Kriesi und Lachat 2004, sowie Kriesi u.a. im 
Erscheinen). Zum einen kann argumentiert werden, dass die Öffnung nationaler Märkte 
wirtschaftliche Modernisierungsprozesse beschleunigt und damit im ökonomischen Sinne 
Gewinner und Verlierer dieser neuen Ordnung schafft. Ähnlich wie Kitschelt gehen wir davon 
aus, dass diese gesellschaftlichen Gruppen Mobilisierungspotentiale für politische Parteien 
darstellen. Mughan, Bean und McAllister (2003) haben in einer Untersuchung der 
Determinanten für die Wahl der rechts-populistischen One Nation Party in Australien einen 
solchen Prozess nachgezeichnet. Danach führt Angst um den eigenen Arbeitsplatz zu einer 
ablehnenden Haltung gegenüber der Globalisierung, die für die Arbeitsplatzunsicherheit 
verantwortlich gemacht wird. Gleichzeitig ist dies der stärkste Prädiktor für die Wahl der One 
Nation Party. In ähnlicher Art und Weise mobilisiert in Österreich die Freiheitliche Partei 
(FPÖ) zunehmend Stimmen aus dem geschrumpften Arbeitermilieu, während die 
Sozialdemokraten hier stark an Wahlstimmen eingebüsst haben (Plasser und Ulram 2000). Da 
die SVP als einzige grosse Partei einen EU-Beitritt unumwunden ablehnt, scheint sie 
besonders geeignet, diejenigen Wählergruppen zu mobilisieren, die durch eine politische 
Öffnung benachteiligt würden und daher eine Politik der Abgrenzung befürworten. Es soll 
somit überprüft werden, ob die SVP vor allem die sogenannten Globalisierungsverlieren 
mobilisiert, zu denen sowohl ihre traditionellen Wähler der Bauern und Gewerbetreibenden 
wie auch die ungelernten Arbeiter gehören. 
Andererseits bieten die Globalisierung wie auch die Europäische Integration die Möglichkeit, 
eine Position der nationalen Abgrenzung kulturell und politisch zu begründen. Rechts-
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populistische Parteien in Österreich, Frankreich, der Niederlande und der Schweiz 
praktizieren einen ähnlichen Diskurs, in dem sie sich für die Bewahrung nationaler 
Traditionen und gegen Immigration ausdrücken, während sie auf der wirtschaftlichen 
Konfliktachse keine einheitliche Position einnehmen (Bornschier 2005). Dieses Potenzial hat 
einen politischen und einen kulturellen Hintergrund. Der politische Hintergrund hat damit zu 
tun, dass die internationale Interdependenz den politischen Handlungsspielraum nationaler 
Regierungen schon seit längerem einschränkt (Keohane und Nye 2001, Keohane und Milner 
1996). Dieser Prozess stellt eine klare Herausforderung an die etablierten Prinzipien der 
Demokratie dar. Eine der Grundannahmen der Demokratietheorie ist die Annahme einer 
doppelten Kongruenz: Einerseits zwischen den politischen Entscheidungsträgern und den 
BürgerInnen, die diese gewählt haben und andererseits zwischen der politischen Produktion 
und den BürgerInnen, die von diesen Entscheidungen betroffen sind (Held 1995: Kap. 5 und 
6, siehe auch Offe 1996). Weil viele Regierungen unpopuläre Entscheidungen mit den 
strukturellen Imperativen von Globalisierung und Europäisierung begründet haben, eröffnet 
dies politischen Akteuren, die auf dem Primat des Politischen insistieren, ein neues Potenzial. 
Rechts-populistische Parteien haben diese Gelegenheit erfolgreich genutzt, wie sich in der 
Ablehnung der Europäischen Integration durch die Schweizer SVP besonders deutlich zeigt. 
Auch wenn die politische Interdependenz überwiegend wirtschaftliche Hintergründe hat, 
haben diese Parteien ihre ablehnende Haltung gegenüber Globalisierung und Europäisierung 
doch überwiegend kulturell begründet, indem sie auf nationale Eigenständigkeit pochen.  
Der kulturelle Hintergrund hat damit zu tun, dass die westeuropäischen Gesellschaften 
multikultureller geworden sind. Dies stellt keineswegs automatisch eine Herausforderung der 
persönlichen Identität dar, doch zunehmende Interaktion zwischen Kulturen kann das 
Bewusstsein für Differenzen schärfen (Fraser 2001: 88-94). Von diesem Bewusstsein können 
populistische Politiker Gebrauch machen, die die Bewahrung kultureller Traditionen und 
traditioneller Gemeinschaftskonzeptionen propagieren. Sie lehnen sich dabei am Diskurs der 
Europäischen Neuen Rechten an. Dieser verbindet eine ablehnende Haltung gegenüber der 
Globalisierung und der Immigration mit einer kommunitaristisch inspirierten Betonung von 
Gemeinschaft und Tradition (Antonio 2000). Betz (2001; 2005) und Immerfall (1998) können 
aufzeigen, dass sich die rechts-populistischen Parteien dem Diskurs dieser Strömungen der 
Neuen Rechten angeglichen haben.  
Der Konflikt zwischen Öffnung und Abgrenzung hat die Politik in der Schweiz in den 1990er 
durch die Europa-Frage besonders geprägt, wie verschiedene Beiträge in dem von Sciarini, 
Hardmeier und Vatter (2003) herausgegebenen Band zu den Wahlen von 1999 festgestellt 
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haben. Hardmeier und Vatter (2003: 455) halten denn auch fest, dass die klare Positionierung 
auf der Konfliktlinie zwischen Modernisierung und Öffnung vs. Tradition und Alleingang 
einen Schlüssel zur Erklärung des SVP-Wahlerfolgs von 1999 darstellt. Kriesi und Sciarini 
(2003; 2004) konnten für die Nationalratswahlen 1999 aufzeigen, dass in der Schweiz die 
Einstellungen zur Ausländer- und EU-Politik, zwei stark polarisierende und den Wählern 
vertraute Themen, vor allem die Wahl der Sozialdemokraten und der Schweizerischen 
Volkspartei beeinflussten. Die Bedeutung dieses Konfliktes zeigt sich nicht nur in Wahlen, 
sondern prägt die Schweizer Politik auch in Volksabstimmungen. Hermann und Leuthold 
(2001) können in einer Untersuchung der Volksabstimmungen im Zeitraum von 1981 bis 
1999 zeigen, dass dieser Konflikt eine von drei Dimensionen darstellt, die den politischen 
Raum strukturieren. Als einzige Bundesratspartei lehnt die SVP klar einen EU-Beitritt ab und 
nimmt eine restriktive Haltung in der Immigrationspolitik ein. Dabei scheint sie vor allem 
diejenigen Wählergruppen anzusprechen, die eine Politik der Abgrenzung und Bewahrung der 
Traditionen befürworten.  
Im Rahmen unseres theoretischen Ansatzes sind der Aufstieg der SVP und die Polarisierung 
entlang der politischen Sachfragen, die mit dem Öffnungs-Abgrenzungs-Gegensatz 
zusammenhängen, Anzeichen eines Dealignments, also einer nachlassenden Bedeutung alter 
Parteibindungen und der etablierten Konfliktstruktur. Die Frage, ob der neue Öffnungs-
Abgrenzungs-Gegensatz dauerhaft ist und die etablierte Spaltungsstruktur transformieren 
wird, kann zum jetzigen Zeitpunkt nicht abschliessend beurteilt werden. Wie wir erläutert 
haben, sind jedoch die Bedeutung sowohl des sachfragen-, als auch des personenbezogenen 
Wählens kennzeichnend für einen Realignment-Prozess. Ist ein Konflikt dauerhaft, kommt es 
dadurch zu neuen Parteibindungen. Es wird deshalb in den Kantonen, in denen die SVP bisher 
nicht vertreten war, interessant sein zu untersuchen, ob die Identifikation mit der SVP für die 
Wahlentscheidung bereits eine Rolle gespielt hat. Sollte die SVP-Wählerschaft zusätzlich dem 
oben postulierten sozio-strukturellen Profil entsprechen, das wir als typisch für die 
Modernisierungsverlierer betrachten, deutet dies auf die Herausbildung einer neuen Spaltung 
hin, die die Politik dauerhaft prägen könnte. Zumindest lehrt uns die historische Erfahrung, 
dass in Europa die in der Sozialstruktur verankerten Konflikte – allen voran der religiöse und 






2.6 Die SVP und ihre Konkurrenten im kantonalen Kontext 
Der Protest gegen das politische Establishment 
Insbesondere im Zusammenhang mit der wachsenden Resonanz rechts-populistischer Parteien 
wird Modellen der Protestwahl häufig eine Erklärungskraft zugewiesen (z.B. van der Brug 
2003; van der Brug und Fennema 2003; Luebbers u.a. 2002). Rechts-populistische Parteien 
praktizieren einen Anti-Establishment-Diskurs und der Gegensatz, den sie dabei 
repräsentieren, muss nicht struktureller oder themenbezogener Art sein, sondern kann 
zumindest zu einem Teil auch rein politischen Charakter haben, indem sie eine Konfliktlinie 
zwischen sich und den etablierten Parteien postulieren (Schedler 1996). Nach der 
Protestwahl-Logik ist die Wahl einer Anti-Establishment-Partei weniger als eine 
Unterstützung einer bestimmten Partei und ihrer inhaltlichen Positionen zu interpretieren, als 
vielmehr als Votum gegen die etablierten Parteien.  
Die Wahl einer Anti-Establishment-Partei bringt ein mangelndes Vertrauen in die politischen 
Amtsinhaber, die politischen Institutionen und Parteien zum Ausdruck. Die Protestwahl 
könnte auch Teil eines generelleren Trends sein, denn in fast allen Demokratien ist seit den 
1970er Jahren eine kritischere Haltung gegenüber politischen Autoritäten zu beobachten, ohne 
dass dies die Unterstützung für das Prinzip der demokratischen Regierungsform an sich 
unterminieren würde (Dalton 1999; Klingemann 1999). 
Wir haben die Protestwahl im Kausaltrichter auf der gleichen Ebene wie die politischen 
Sachfragen angeordnet. Dies entspricht zum einen dem Modell von Easton (1965), bei dem 
Evaluationen der Amtsinhaber auf gleicher Ebene wie System-Outputs, also Policies, stehen. 
Zum anderen wird in Anlehnung an Katz und Mair (1995) häufig argumentiert, rechts-
populistische Parteien erhielten Auftrieb, weil gewisse Präferenzen der Wählerschaft von den 
etablierten Parteien nicht vertreten würden, beispielsweise im Bereich der 
Immigrationspolitik. Theoretisch – und im Einklang mit dem oben diskutierten Ansatz des 
politischen Realignments – kann also eine Interaktion von Sachfragen-Positionen und dem 
Vertrauen in das politische System erwartet werden. Untersuchungen wie die von van der 
Brug (2003) zeigen freilich, dass es schwierig ist, diese komplexen Zusammenhänge 
empirisch zu ergründen. 
Eine solche Interaktion könnte jedoch in bezug auf die Schweizerische Volkspartei und die 
Frage der politischen Öffnung vermutet werden. Obwohl die SVP seit langem zu den vier 
grossen Schweizer Parteien gehört und seit den Nationalratswahlen im Herbst 2003 sogar die 
wählerstärkste Partei ist, präsentiert sie sich regelmässig als Oppositionspartei, die Position 
gegen die „Classe politique“ bezieht. Wie im einleitenden Kapitel zu diesem Buch bereits 
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ausgeführt wurde, begann der Aufstieg der SVP mit ihrer Kampagne gegen die UNO- und 
EWR-Beitritte 1986 bzw. 1992. Die Debatten im Vorfeld der EWR-Abstimmung verhalfen 
zudem Christoph Blocher zu landesweiter Popularität. Die SVP macht denn auch regelmässig 
Stimmung gegen die etablierten Parteien, die trotz mehreren abgelehnten Vorlagen eine 
politische Öffnung der Schweiz befürworten. Es kann somit vermutet werden, dass die SVP 
unter anderem von Bürgern gewählt wird, welche mit der Politik der anderen grossen Parteien 
nicht zufrieden sind. Eine solche Unzufriedenheit kann sicherlich bezüglich der bereits 
diskutierten neuen Sachfrage der politischen Öffnung gefunden werden. 
 
Das Parteiensystem und der kantonale Kontext 
Die Möglichkeit, dass WählerInnen aus Protest gegen das politische Establishment eine 
bestimmte Partei wählen, zeigt, dass es nicht nur die Positionen einer gegebenen Partei selbst 
sind, die für ihren Erfolg verantwortlich sind. In unserer Diskussion, wie sich 
Spaltungsstrukturen über Jahrzehnte hinweg reproduzieren können, ist ebenfalls deutlich 
geworden, dass Parteien nicht als isolierte Akteure begriffen werden dürfen. Der Erfolg jeder 
inhaltlichen Strategie hängt zum einen von den Konflikten ab, die das Parteiensystem als 
Ganzes strukturieren, und zum anderen von der Position, die die konkurrierenden Parteien auf 
diesen Konfliktachsen einnehmen. Zuletzt bestimmt auch die Medienagenda, welche Themen 
im Wahlkampf im Zentrum stehen. Davon hängt ab, ob es einer Partei gelingt, sich mit den 
Themen, die sie vertritt zu profilieren.  
In dieser Studie stehen verschiedene Instrumente zur Verfügung, um diese Zusammenhänge 
zu untersuchen. Dank der Frage nach den Wahlwahrscheinlichkeiten wissen wir nicht nur, 
welche Partei die Befragten gewählt haben, sondern auch, wie gut sie sich vorstellen könnten, 
die übrigen Parteien zu wählen. Dies erlaubt es uns, der Frage nachgehen, mit welchen 
Parteien die SVP im jeweiligen Kanton vor allem in Konkurrenz steht und wie stark 
verschiedene Parteien um dieselben Wählersegmente konkurrieren. Ausserdem können wir 
untersuchen, welche politischen Themen die WählerInnen als besonders wichtig erachtet 
haben, welche Themen in den Medien dominant waren und ob es der SVP gelungen ist, diese 
Themen erfolgreich zu portieren.  
Eine Reihe von Theorien zur Erklärung des Erfolgs rechts-populistischer Parteien 
berücksichtigt die Konkurrenzsituation eines gegebenen Parteiensystem. Nach einer ersten 
These haben sich die etablierten Parteien zur Mitte hin bewegt. Da die grossen Mitte-Rechts-
Parteien Standpunkte am rechten Rand des politischen Spektrums nicht mehr vertreten, 
erhöhen sich demnach die Erfolgschancen extremistischer Parteien, die diese Lücke füllen 
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(Kitschelt und McGann 1995: 17; Katz und Mair 1995). Auch der zweite Erklärungsansatz 
geht davon aus, dass sich die etablierten rechten Parteien Anfang der 1990er Jahre ins 
Zentrum bewegt haben. Diese Argumentation betont jedoch, dass es die moderaten rechten 
Parteien waren, die die Immigrationsproblematik zuerst aufgegriffen haben, als sie in den 
1980er Jahren in der Opposition waren. Ignazi (1992; 2003: Kap. 12) vertritt die These, dass 
sie damit eine Polarisierung des politischen Raumes herbeigeführt und radikale politische 
Positionen dauerhaft legitimiert haben. Rechts-populistische Parteien fanden deshalb in den 
1990er Jahren einen fruchtbaren Boden vor. Anhand der Links-Rechts-Positionierung 
politischer Parteien hat Abedi (2002) beide Thesen für 16 Länder empirisch getestet und vor 
allem Evidenz dafür gefunden, dass eine Konvergenz der wichtigsten Parteien der Linken und 
der Rechten den Aufstieg von Anti-Establishment-Parteien begünstigt. 
Mit Blick auf die Schweiz ist noch eine dritte These plausibel: Eine etablierte rechte Partei 
kann sich stärker an den Rand des politischen Spektrums bewegen, um WählerInnen zu 
mobilisieren, die bislang rechts-extremistische Parteien gewählt hatten. Wie in der Einleitung 
dieses Bandes erwähnt worden ist, sind die verschiedenen rechts-extremistischen Parteien in 
der Schweiz parallel zum Aufstieg der SVP praktisch verschwunden. Eine solche Strategie ist 
erfolgversprechend, wenn ein ausreichend grosses Potenzial von WählerInnen mit 
entsprechenden Präferenzen besteht und wenn die betreffende Partei nicht befürchten muss, 
durch ihre programmatische Umorientierung viele Wählerstimmen in der politischen Mitte zu 
verlieren.  
Messungen zur Polarisierung des Parteiensystems können dazu dienen, Hypothesen zur 
Konvergenz etablierter Parteien zu überprüfen. Dazu können entweder Daten zur 
programmatischen Position der Parteien (Abedi 2002), oder zur Links-Rechts-Positionierung 
ihrer Wählerschaft verwendet werden (Sani und Sartori 1983). Im letzteren Fall wird davon 
ausgegangen, dass sich die Selbstverortung der Wählerschaft mit der Position der von ihnen 
gewählten Partei deckt, was empirisch in der Regel auch der Fall ist (Klingemann 1995: 
195f.). Auch ohne diese Annahme treffen zu müssen, können wir untersuchen, ob sich die 
Wählerschaft der SVP in ihrer Positionierung auf der Links-Rechts-Achse deutlich von der 
Anhängerschaft der übrigen Parteien unterscheidet. 
Es ist jedoch verschiedentlich belegt worden, dass die eindimensionale Darstellung den 
politischen Raum nur unvollständig wiedergibt (Kitschelt 1994, 1995; Warwick 2002). 
Untersuchungen zur Konfliktlinie zwischen Öffnung und Abgrenzung haben gezeigt, dass 
sich diese nicht mit der traditionellen Staat-Markt-Konfliktachse deckt, die auf die 
Klassenspaltung zurückgeht, sondern vielmehr quer zu ihr verläuft (Kriesi und Lachat 2004, 
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Bornschier 2005, Kriesi u.a. 2004). Die Modellierung der Präferenzen der Wählerinnen und 
Wähler der verschiedenen Parteien in einem zweidimensionalen Themenraum erlaubt es, die 
Position der Wählerschaft der einzelnen Parteien auf mehr als einer Konfliktdimension zu 
vergleichen. Wir können somit auch Aussagen darüber machen, entlang welcher der beiden 
Konfliktachsen die SVP ihre Wählerinnen und Wähler vornehmlich mobilisiert. 
 
Wir haben in diesem Kapitel sowohl allgemein verwendete Erklärungsansätze der 
Wahlforschung diskutiert, also auch ein Modell skizziert, mit dem der Wandel von 
Konfliktstrukturen untersucht werden kann. Aufgrund von Erkenntnissen zur 
Gesamtschweizer Entwicklung, als auch aus der Forschung zu rechts-populistischen Parteien 
in anderen europäischen Ländern haben wir dann eine neue Konfliktlinie zwischen Öffnung 
und Abgrenzung postuliert. Mit dieser breiten theoretischen Palette wollen wir den vermutlich 
ganz unterschiedlich Erfolgsbedingungen der SVP in den einzelnen Kantonen Rechung 
tragen. Was den Vergleich verschiedener Kantone interessant macht, ist denn nicht nur, dass 
sich diese durch unterschiedliche, historisch gewachsene Parteiensysteme auszeichnen, die 
unterschiedliche Ausgangsbedingungen für die SVP darstellen. Vielmehr können wir davon 
ausgehen, dass die SVP in Kantonen, in denen sie eine etablierte Partei ist, anders auftritt und 
andere Themen vertritt als in Kantonen, in denen sie in den vergangenen Jahren einen starken 
Aufstieg verzeichnen konnte. Aufgrund des föderalen Charakters des Schweizer politischen 
Systems der unterschiedlichen Typen von Parteiensystemen ist der kantonale Kontext für die 
Wahlentscheidungen ganz zentral. Indem wir auch Aspekte des Wahlkampfes einbeziehen, 
streben wir eine Verknüpfung der Mikroebene der Wählerinnen und Wähler mit der 
Makroebene des politischen Prozesses an, wie sie Coleman (1986) zur Erklärung politischer 
Phänomene vorgeschlagen hat. Wie gross die Differenzen zwischen den Kantonen sind und 
welche allgemeineren Muster des Aufstiegs der SVP erkennbar sind, wird nach den 
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